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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Stefan HUBER als Einzelrichter Uber die Beschwerde
von XXXX, geb. XXXX, StA. Syrien, gegen Spruchpunkt |. des Bescheides des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl
vom 19.07.2017, 1141715710-170130755/BMI-BFA_SZB_RD, zu Recht:

A)

Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemaR§ 3 Abs. 1 AsylG 2005 idgF der Status des Asylberechtigten
zuerkannt. Gemal3 & 3 Abs. 4 AsylG 2005 idgF kommt XXXX eine befristete Aufenthaltsberechtigung als Asylberechtigter
far drei Jahre zu. Gemal3 8 3 Abs. 5 leg. cit. wird festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die Fliichtlingseigenschaft
zukommt.

B)

Die Revision ist gemald Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE

I. Verfahrensgang
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Der Beschwerdefuhrer stellte am 31.01.2017 den dem gegenstandlichen Beschwerdeverfahren zugrundeliegenden
Antrag auf internationalen Schutz.

Anlasslich der Erstbefragung des Beschwerdefihrers am 31.01.2017 gab er im Wesentlichen an, dass er aus Angst um
sein Leben und aus Angst vor dem IS das Land verlassen habe.

Am 11.05.2017 wurde der Beschwerdefihrer vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl einvernommen. Dabei
gab er im Wesentlichen an, dass er seinen Wehrdienst noch nicht geleistet habe. Er sei 19 Jahre alt gewesen. Ware er
erwischt worden, dann hatte er seinen Wehrdienst leisten mussen. Auch habe es keine Sicherheit mehr in Syrien
gegeben. Weiters rekrutiere auch die Daesh. Die Regierung suche wegen des Militdrdienstes nach dem
Beschwerdeflihrer, weil er Gber 18 Jahre sei.

Mit Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 19.07.2017 wurde der Antrag des Beschwerdefihrers
auf internationalen Schutz bezuglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 § 3 Abs. 1iVm 8 2 Abs. 1
Z 13 AsylG abgewiesen (Spruchpunkt I.). GemaR8§ 8 Abs. 1 AsylG wurde dem Beschwerdeflhrer der Status des
subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt 1) und gemaRR8§8 8 Abs. 4 AsylG eine befristete
Aufenthaltsberechtigung erteilt (Spruchpunkt I11.).

Begrindend wurde im Wesentlichen und sinngemaR ausgefihrt, dass die Identitdt des Beschwerdefuhrers feststehe.
Er sei syrischer Staatsangehoriger, gehdre der Volksgruppe der Araber an und bekenne sich zum moslemisch-
sunnitischen Glauben. Es habe nicht festgestellt werden koénne, dass er unter einer physischen oder psychischen
Erkrankung leiden wiirde. Er habe Syrien aus Angst vor der Ableistung eines nicht konkret anstehenden Militérdienstes

verlassen.

Gegen Spruchpunkt I. dieses Bescheides wurde vom Beschwerdefuhrer fristgerecht Beschwerde erhoben. Darin wurde
im Wesentlichen und zusammengefasst ausgefuhrt, hatte die belangte Behorde die Landerberichte herangezogen
bzw. korrekt ausgewertet, so hatte sie zu der Feststellung kommen mussen, dass dem Beschwerdefiihrer bei einer
Rackkehr schon aufgrund seiner Asylantragstellung im Ausland und wegen seiner Verpflichtung zur Ableistung des
Militardienstes von staatlicher Seite asylrelevante Verfolgung drohe. Auch habe der Beschwerdefihrer bereits
vorgebracht, vom IS verfolgt zu werden.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:
Der Beschwerdefuhrer stellte am 31.01.2017 einen Antrag auf internationalen Schutz.

Der Beschwerdeflhrer ist Staatsangehdriger von Syrien sowie Angehoriger der Volksgruppe der Araber mit

moslemischem Religionsbekenntnis (Sunnit) und fuhrt den im Spruch genannten Namen. Seine Identitat steht fest.

Er stammt aus XXXX , das unter der Kontrolle der Kurden steht, jedoch unmittelbar an den Hoheitsbereich des

syrischen Regimes angrenzt.
Der Beschwerdefuhrer hat seinen Wehrdienst noch nicht abgeleistet.
Der Beschwerdeflhrer ist nunmehr 22 Jahre alt.

Im Falle einer Ruckkehr ist der nunmehr 22-jahrige Beschwerdefuhrer verpflichtet, sich sein Militarbuch abzuholen und
sich einer medizinischen Untersuchung zu unterziehen. Seit seinem 18. Lebensjahr besteht fiir ihn die Gefahr zum

Militardienst eingezogen zu werden, was dieser ablehnt.

Dem Beschwerdefuhrer droht in Syrien bei einer nunmehrigen Ruckkehr daher die reale Gefahr, als nunmehr 22-
jahriger erstmals zum Militardienst bei der syrischen Armee eingezogen zu werden und er ist im Zusammenhang mit
der Einziehung, der Ableistung oder der Verweigerung des Militardienstes der Gefahr erheblicher

Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt.

Eine hinsichtlich des Reiseweges zumutbare und legale Rickkehr nach Syrien ist nur Gber den Flughafen in Damaskus
moglich, der sich in der Hand der Regierung befindet. Es besteht das reale Risiko, dass der Beschwerdefihrer am
Grenzibergang bzw. am Flughafen von Damaskus verhaftet und dem Dienst als Grundwehrdiener der syrischen
Armee zugefuhrt wird. Die Militérpolizei verhaftet in Gebieten unter der Kontrolle der Regierung junge Manner, die fur
den Wehrdienst gesucht werden. Rekrutierungen finden u.a. auch an Checkpoints statt.
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Zur hier relevanten Situation in Syrien
Politische Lage

Die syrische Verfassung sieht die Baath-Partei als die regierende Partei vor und stellt sicher, dass sie die Mehrheit in
allen Regierungs- und Volksverbanden hat (USDOS 13.3.2019). Die Verfassungsreform von 2012 lockerte die
Regelungen bezlglich der politischen Partizipation anderer Parteien. In der Praxis unterhalt die Regierung jedoch noch
immer einen méchtigen Geheimdienst- und Sicherheitsapparat zur Uberwachung von Oppositionsbewegungen, die
sich zu ernstzunehmenden Konkurrenten zur Regierung Assads entwickeln konnten (FH 1.2018).

Im Jahr 2011 erreichten die Umbrtiche in der arabischen Welt auch Syrien. Auf die zunachst friedlichen Proteste grol3er
Teile der Bevolkerung, die Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und ein Ende des von Bashar al-Assad geflihrten Baath-
Regimes verlangten, reagierte dieses mit massiver Repression gegen die Protestierenden, vor allem durch den Einsatz
von Armee und Polizei, sonstiger Sicherheitskrafte und staatlich organisierter Milizen (Shabiha). So entwickelte sich im
Laufe der Zeit ein zunehmend komplexer werdender bewaffneter Konflikt (AA 13.11.2018). Die tiefer liegenden
Ursachen fur den Konflikt sind die Willkir und Brutalitat des syrischen Sicherheitsapparats, die soziale Ungleichheit
und Armut vor allem in den landlichen Gegenden Syriens, die weit verbreitete Vetternwirtschaft und nicht zuletzt

konfessionelle Spannungen (Spiegel 10.8.2016).

Es gibt weiterhin Landesteile, in denen die syrische Regierung effektiv keine Kontrolle ausibt. Diese werden entweder
durch Teile der Opposition, kurdische Einheiten, auslédndische Staaten oder auch durch terroristische Gruppierungen
kontrolliert (AA 13.11.2018; vgl. MPG 2018).

Am 13.4.2016 fanden in Syrien Parlamentswahlen statt. Das Parlament wird im Vier-Jahres-Rhythmus gewahlt, und so
waren dies bereits die zweiten Parlamentswahlen, welche in Kriegszeiten stattfanden (Reuters 13.4.2016; vgl. France24
17.4.2017). Die in Syrien regierende Baath-Partei gewann gemeinsam mit ihren Verblndeten unter dem Namen der
Koalition der "Nationalen Einheit" 200 der 250 Parlamentssitze. Die syrische Opposition bezeichnete auch diese Wahl,
welche erneut nur in den von der Regierung kontrollierten Gebieten stattfand, als "Farce". Die Vereinten Nationen
gaben an, die Wahl nicht anzuerkennen (France24 17.4.2016).

Die Familie al-Assad regiert Syrien bereits seit 1970, als Hafez al-Assad sich durch einen Staatsstreich zum Herrscher
Syriens machte (SHRC 24.1.2019). Nach seinem Tod im Jahr 2000 Ubernahm sein Sohn, der jetzige Prasident Bashar al-
Assad, diese Position. Seit der Machtergreifung Assads haben weder Vater noch Sohn politische Opposition geduldet.
Jegliche Versuche eine politische Alternative zu schaffen wurden sofort unterbunden, auch mit Gewalt (USCIRF
26.4.2017). 2014 wurden Prasidentschaftswahlen abgehalten, welche zur Wiederwahl von Prasident Assad fuhrten
(USDOS 13.3.2019), wodurch dieser fur weitere 7 Jahre im Amt bestatigt wurde (WKO 11.2018). Die
Prasidentschaftswahl wurde nur in den von der Regierung kontrollierten Gebieten abgehalten. Sie wurde von der EU
und den USA als undemokratisch kritisiert, die syrische Opposition sprach von einer "Farce" (Haaretz 4.6.2014).

Mitte September 2018 wurden in den von der syrischen Regierung kontrollierten Gebieten zum ersten Mal seit 2011
wieder Kommunalwahlen abgehalten (IFK 10.2018; vgl. WKO 11.2018). Der Sieg von Assads Baath Partei galt als wenig
Uberraschend. Geflohene und IDPs waren von der Wahl ausgeschlossen (WKO 11.2018).

Mit russischer und iranischer Unterstitzung hat die syrische Regierung mittlerweile wieder grolRe Landesteile von
bewaffneten oppositionellen Gruppierungen zuriickerobert. Trotz der groBen Gebietsgewinne durch das Regime
besteht die Fragmentierung des Landes in Gebiete, in denen die territoriale Kontrolle von unterschiedlichen
Gruppierungen ausgetbt wird, weiter fort (AA 13.11.2018).

Sicherheitslage

[..]

Die militérische Intervention Russlands und die damit einhergehende Luftunterstitzung fir Assads Streitkrafte sowie
die erheblich ausgeweitete indirekte Bodenintervention des Iran in Form eines Einsatzes auslandischer Milizen konnten
2015 den Zusammenbruch des syrischen Regimes abwenden (KAS 4.12.2018a). Mitte des Jahres 2016 kontrollierte die
syrische Regierung ca. ein Drittel des syrischen Staatsgebietes, inklusive der "wichtigsten" Stadte im Westen, in denen
der Grof3teil der Syrer lebt (Reuters 13.4.2016).

Am Beginn des Jahres 2019 sind noch drei groRere Gebiete auRerhalb der Kontrolle der syrischen Regierung: die



Provinz Idlib und angrenzende Gebiete im Westen der Provinz Aleppo und Norden der Provinz Hama; die Gebiete im
Norden und Osten Syriens, die unter Kontrolle der kurdisch dominierten Syrian Democratic Forces (SDF) stehen;
auBerdem die Konfliktschutzzone (de-confliction zone) bei Tanf in Homs bzw. in der Néhe des Rukban Fliichtlingslagers
(UNHRC 31.1.2019).

Trotz weitreichender militérischer Erfolge des syrischen Regimes und seiner Unterstutzer sind Teile Syriens noch
immer von Kampfhandlungen betroffen, allen voran die Provinzen Idlib, Teile Aleppos, Raqgas und Deir ez-Zours (AA
13.11.2018).

Laut UNMAS (United Nations Mine Action Service) sind 43% der besiedelten Gebiete Syriens mit Mienen und
Fundmunition kontaminiert (AA 13.11.2018). Es kommt immer wieder zu Zwischenfadllen mit derartigen
Hinterlassenschaften des bewaffneten Konfliktes zum Beispiel im Osten der Stadt Aleppo, Ost-Ghouta und im Osten
Hamas (DIS/DRC 2.2019).

Der sogenannte Islamische Staat (IS) kontrollierte im Sommer 2014 groRe Teile Syriens und des Irak (FAZ 10.3.2019).
Ende Marz 2019 wurde mit Baghuz die letzte Bastion des IS von den oppositionellen "Syrian Democratic Forces"
erobert. Der IS ist zwar zerschlagen, verfligt aber noch immer Uber militdrische Einheiten, die sich in den
Wiistengebieten Syriens und des Irak versteckt halten (DZO 24.3.2019). Schlaferzellen des IS sind sowohl im Irak als
auch in Syrien weiterhin aktiv (FAZ 10.3.2019). Gegenwartig sollen im Untergrund mehr als 20.000 IS-Kampfer auf eine
Gelegenheit zur Ruckkehr warten (FAZ 22.3.2019).

US-Prasident Donald Trump kindigte im Dezember 2018 an, alle 2.000 US-Soldaten aus Syrien abziehen zu wollen
(Qantara 28.2.2019). Nachdem Trump Anfang Oktober 2019 erneut ankindigte, die US-amerikanischen Truppen aus
der syrisch-tlrkischen Grenzregion abzuziehen, startete die Turkei am 9. Oktober 2019 eine Luft- und Bodenoffensive
im Nordosten Syriens (CNN 11.10.2019). Durch den Abzug der US-Streitkrafte aus Nordsyrien und die tlrkische
Offensive und damit einhergehende Schwachung der kurdischen Sicherheitskrafte wird ein Wiedererstarken des IS
beflrchtet (DS 13.10.2019, DS 17.10.2019).

Die NGO Syrian Network for Human Rights (SNHR) versucht die Zahlen ziviler Todesopfer zu erfassen, fir die einzelnen
Monate des Jahres 2018 finden sich deren Daten in der unten befindlichen Grafik. Getotete Kdmpfer werden in dem
Bericht nicht berUcksichtigt. Betont wird auBerdem, dass die Organisation in vielen Fallen Vorkommnisse nicht
dokumentieren konnte, besonders im Fall von "Massakern", bei denen Stadte und Dorfer komplett abgeriegelt
wurden. Die hohe Zahl solcher Berichte lasst darauf schliel3en, dass die eigentlichen Zahlen ziviler Opfer weit héher als
die unten angegebenen sind (SNHR 1.1.2019).

[...]
Die syrischen Streitkrafte - Wehr- und Reservedienst

Fir mannliche syrische Staatsburger ist im Alter zwischen 18 bis 42 Jahren die Ableistung eines Wehrdienstes von 18
oder 21 Monaten gesetzlich verpflichtend. Zusatzlich gibt es die Mdglichkeit eines freiwilligen Militardienstes. Frauen
kdnnen ebenfalls freiwillig Militardienst leisten (CIA 3.4.2019; vgl. AA 13.11.2018, FIS 14.12.2018). Palastinensische
Flichtlinge mit dauerhaftem Aufenthalt in Syrien unterliegen ebenfalls der Wehrpflicht, dienen jedoch in der Regel in
der Palestinian Liberation Army (PLA) unter palastinensischen Offizieren. Diese ist jedoch de facto ein Teil der syrischen
Armee (AA 13.11.2018; vgl. FIS 14.12.2018). Auch Binnenvertriebene sind wie andere Syrer zur Ableistung des
Wehrdienstes verpflichtet und werden rekrutiert (FIS 14.12.2018).

Gemald Artikel 15 des Gesetzesdekrets Nr. 30 von 2007 bleibt ein syrischer Mann nach Beendigung des
Pflichtwehrdienstes, wenn er sich gegen einen Eintritt in den Militardienst als Berufssoldat entscheidet, Reservist und
kann bis zum Erreichen des 42. Lebensjahres in den aktiven Dienst einberufen werden. Vor dem Ausbruch des
Konflikts bestand der Reservedienst im Allgemeinen nur aus mehreren Wochen oder Monaten Ausbildung zur
Auffrischung der Fahigkeiten, und die Regierung berief Reservisten nur selten ein. Seit 2011 hat sich das jedoch
gedndert. Es liegen auRBerdem einzelne Berichte vor, denen zufolge die Altersgrenze fliir den Reservedienst erhoht
wird, wenn die betreffende Person besondere Qualifikationen hat (das gilt z.B. fiir Arzte, Panzerfahrer,
Luftwaffenpersonal, Artilleriespezialisten und Ingenieure fir Kampfausristung). Manche Personen werden wieder zum
aktiven Dienst einberufen, andere wiederum nicht, was von vielen verschiedenen Faktoren abhangt. Es ist sehr



schwierig zu sagen, ob jemand tatsachlich zum Reservedienst einberufen wird. Manner kénnen ihren Dienst-
/Reservedienststatus bei der Militdrbehorde Uberprufen. Die meisten tun dies jedoch nur auf informellem Weg, um zu
vermeiden, sofort rekrutiert zu werden (BFA 8.2017).

Laut Gesetz sind in Syrien junge Manner im Alter von 17 Jahren dazu aufgerufen, sich ihr Militdrbuch abzuholen und
sich einer medizinischen Untersuchung zu unterziehen. Im Alter von 18 Jahren wird man einberufen, um den
Wehrdienst abzuleisten. Wenn bei der medizinischen Untersuchung ein gesundheitliches Problem festgestellt wird,
wird man entweder vom Wehrdienst befreit, oder muss diesen durch Tatigkeiten, die nicht mit einer Teilnahme an
einer Kampfausbildung bzw. -einsdtzen verbunden sind, ableisten. Wenn eine Person physisch tauglich ist, wird sie
entsprechend ihrer schulischen bzw. beruflichen Ausbildung eingesetzt. Rekruten mussen eine 45-tagige militarische
Grundausbildung absolvieren. Manner mit niedrigem Bildungsstand werden haufig in der Infanterie eingesetzt,
wadhrend Manner mit einer héheren Bildung oft in prestigetrachtigeren Positionen eingesetzt werden. Gebildetere
Personen kommen damit auch mit hoherer Wahrscheinlichkeit in Positionen, in denen sie Uber andere Personen
Bericht erstatten oder diese bestrafen missen (BFA 8.2017).

Die syrische Armee hat durch Verluste, Desertion und Uberlaufen zu den Rebellen einen schweren Mangel an Soldaten
zu verzeichnen (TIMEP 6.12.2018).

Aktuell ist ein "Herausfiltern" von Militérdienstpflichtigen im Rahmen von StraBenkontrollen oder an einem der
zahlreichen Checkpoints weit verbreitet. In der Praxis wurde die Altersgrenze erhéht und auch Manner in ihren spaten
40ern und frihen 50ern sind gezwungen Wehr-/Reservedienst zu leisten. Die Altersgrenze hangt laut Experten eher
von lokalen Entwicklungen und den Mobilisierungsbemihungen der Regierung ab, als vom allgemeinen Gesetz. Dem
Experten zufolge wirden jedoch jlingere Méanner genauer Uberwacht, altere kdnnten leichter der Rekrutierung
entgehen. Generell hat sich das Maf3 der Willklr in Syrien im Zuge des Konfliktes erhéht (FIS 14.12.2018). Die Behérden
ziehen vornehmlich Ménner bis 27 ein, wihrend Altere sich eher auf Ausnahmen berufen kénnen. Dennoch wurden
die Altersgrenzen fallweise nach oben angehoben, sodass auch Manner bis zu einem Alter von 55 Jahren eingezogen
wurden, bzw. Manner nach Erreichen des 42. Lebensjahres die Armee nicht verlassen kénnen. Ebenso wurden seit
Ausbruch des Konflikts aktive Soldaten auch nach Erfiillung der Wehrpflicht nicht aus dem Wehrdienst entlassen (OB
7.2019).

Die Militarpolizei verhaftet in Gebieten unter der Kontrolle der Regierung junge Manner, die fir den Wehrdienst
gesucht werden. Nachdem die meisten fixen Sicherheitsbarrieren innerhalb der Stadte aufgeldst wurden, patrouilliert
nun die Militarpolizei durch die Stral3en. Diese Patrouillen stoppen junge Menschen in 6ffentlichen Verkehrsmitteln
und durchsuchen Wohnungen von gesuchten Personen (SHRC 24.1.2019). Es gab in der Vergangenheit Falle, in denen
Familienmitglieder von Wehrdienstverweigerern oder Deserteuren VergeltungsmalRnahmen wie Unterdrucksetzung
und Inhaftierung ausgesetzt waren (TIMEP 6.12.2018).

Im November 2017 beschloss das syrische Parlament eine Gesetzesnovelle der Artikel 74 und 97 des
Militdrdienstgesetzes. Die Novelle besagt, dass jene, die das Hochstalter fur die Ableistung des Militardienstes
Uberschritten haben und den Militdrdienst nicht abgeleistet haben, aber auch nicht aus etwaigen gesetzlich
vorgesehenen Griinden vom Wehrdienst befreit sind, eine Kompensationszahlung von 8.000 USD oder dem Aquivalent
in SYP leisten mussen. Diese Zahlung muss innerhalb von drei Monaten nach Erreichen des Alterslimits geleistet
werden. Wenn diese Zahlung nicht geleistet wird, ist die Folge eine einjahrige Haftstrafe und die Zahlung von 200 USD
fir jedes Jahr, um welches sich die Zahlung verzégert, wobei der Betrag 2000 USD oder das Aquivalent in SYP nicht
Ubersteigen soll. Jedes begonnene Jahr der Verzdgerung wird als ganzes Jahr gerechnet. AuRerdem kann basierend auf
einem Beschluss des Finanzministers das bewegliche und unbewegliche Vermdgen der Person, die sich weigert den
Betrag zu bezahlen, konfisziert werden (SANA 8.11.2017; vgl. SLJ 10.11.2017, PAR 15.11.2017).

Wehrdienstverweigerung / Desertion

Im Verlauf des syrischen Burgerkrieges verlor die syrische Armee viele Manner aufgrund von Wehrdienstverweigerung,
Desertion, Uberlaufen und zahlreichen Todesfallen (TIMEP 6.12.2018).

Wehrdienstverweigerer werden laut Gesetz in Friedenszeiten mit ein bis sechs Monaten Haft bestraft, die Wehrpflicht
besteht dabei weiterhin fort. In Kriegszeiten wird Wehrdienstverweigerung laut Gesetz, je nach den Umstanden, mit
Gefangnisstrafen von bis zu funf Jahren bestraft (AA 13.11.2018). Bezlglich der Konsequenzen einer
Wehrdienstverweigerung gehen die Meinungen der Quellen auseinander. Wahrend manche die Ergreifung eines



Wehrdienstverweigerers mit Foltergarantie und Todesurteil gleichsetzen, sagen andere, dass Betroffene sofort
eingezogen wurden. Die Konsequenzen hangen offenbar vom Einzelfall ab (Landinfo 3.1.2018).

Berichten zufolge betrachtet die Regierung Wehrdienstverweigerung nicht nur als eine strafrechtlich zu verfolgende
Handlung, sondern auch als Ausdruck von politischem Dissens und mangelnder Bereitschaft, das Vaterland gegen
"terroristische" Bedrohungen zu schitzen (BFA 8.2017).

Zwischen der letzten Halfte des Jahres 2011 bis zum Beginn des Jahres 2013 desertierten zehntausende Soldaten und
Offiziere, flohen oder schlossen sich bewaffneten aufstandischen Einheiten an. Seit der zweiten Halfte des Jahres 2013
sind jedoch nur wenige Falle von Desertion bekannt (Landinfo 3.1.2018).

Desertion wird gemaR dem Militarstrafgesetz von 1950 in Friedenszeiten mit ein bis funf Jahren Haft bestraft und kann
in Kriegszeiten bis zu doppelt so lange Haftstrafen nach sich ziehen. Deserteure, die zusatzlich auBBer Landes geflohen
sind (sogenannte "externe Desertion"), unterliegen Artikel 101 des Militarstrafgesetzbuchs, der eine Strafe von flnf bis
zehn Jahren Haft in Friedenszeiten und 15 Jahre Haft in Kriegszeiten vorschreibt. Desertion im Angesicht des Feindes ist

mit lebenslanger Haftstrafe zu bestrafen. In schwerwiegenden Fallen wird die Todesstrafe verhangt (BFA 8.2017).

Deserteure werden harter bestraft als Wehrdienstverweigerer. Deserteure riskieren, inhaftiert, gefoltert und getétet zu
werden. Repressalien gegenuber Familienmitgliedern koénnen insbesondere bei Familien von "high profile"-
Deserteuren der Fall sein, also z.B. Deserteure, die Soldaten oder Offiziere getdtet haben oder sich der bewaffneten

Opposition angeschlossen haben (Landinfo 3.1.2018).

Seit Ausbruch des Syrienkonflikts werden syrische Armeeangehdrige erschossen, gefoltert, geschlagen und inhaftiert,
wenn sie Befehle nicht befolgen (AA 13.11.2018).

In Gebieten, welche durch sogenannte Verséhnungsabkommen wieder unter die Kontrolle der syrischen Regierung
gebracht wurden, werden haufig Vereinbarungen bezuglich des Wehrdienstes getroffen. Manche Vereinbarungen
besagen, dass Manner nicht an die Front geschickt, sondern stattdessen bei der Polizei eingesetzt werden (BFA 8.2017).
Berichten zufolge wurden solche Zusagen von der Regierung aber bisweilen auch gebrochen (AA 13.11.2018; vgl. FIS
14.12.2018). Auch in den "verschnten Gebieten" sind Manner im entsprechenden Alter also mit der Wehrpflicht oder
mit der Rekrutierung durch regimetreue bewaffnete Gruppen konfrontiert. In manchen dieser Gebiete drohte die
Regierung auch, dass die Bevdlkerung keinen Zugang zu humanitarer Hilfe erhalt, wenn diese nicht die
Regierungseinheiten unterstutzt (FIS 14.12.2018).

Amnestien

Seit 2011 hat der syrische Prasident fur Mitglieder bewaffneter oppositioneller Gruppen, Wehrdienstverweigerer und
Deserteure eine Reihe von Amnestien erlassen, die Straffreiheit vorsahen, wenn sie sich innerhalb einer bestimmten
Frist zum Militardienst melden (BFA 8.2017; vgl. Reuters 20.7.2016, AA 13.11.2018, TIMEP 6.12.2018, SHRC 24.1.2019).

So erlieB die syrische Regierung im Oktober 2018 Prasidialdekret Nr. 18/2018, das Deserteuren und
Wehrdienstverweigerern im In- und Ausland Straffreiheit gewahren soll, ausgenommen "Kriminelle", sowie Personen,
die auf Seite der bewaffneten Opposition gekampft haben. Deserteure und Wehrdienstverweigerer in Syrien hatten
laut Dekret vier Monate Zeit, sich bei den Behdérden zu melden, jene im Ausland sechs Monate. Die Wehrpflicht ist
jedoch laut Gesetz auch nach Inanspruchnahme der Amnestie noch abzuleisten (AA 13.11.2018; vgl. TIMEP 6.12.2018,
SHRC 24.1.2019). Diese Amnestie ist inzwischen ausgelaufen. Eine Verlangerung der Amnestie wurde immer wieder
kolportiert, ist aber bisher nicht erfolgt (OB 7.2019).

Zur Amnestie vom 17. Februar 2016 flr Deserteure, Wehrdienstverweigerer und Reservisten gibt es keine
Informationen dartber, wie viele Personen diese genutzt haben. In manchen Fallen wurden Personen aus der Haft
entlassen, wobei die Regierung danach eine erneute Welle von Verhaftungen durchfihrte.

Menschenrechtsorganisationen und Beobachter haben diese Amnestien wiederholt als intransparent und
unzureichend kritisiert (BFA 8.2017; vgl. FIS 23.8.2016; vgl. Reuters 20.7.2016), sowie als bisher wirkungslos (AA
13.11.2018). Die Behdrden haben viele Personen, die im Rahmen von friheren Amnestien freigelassen wurden oder
Vers6hnungsabkommen mit der Regierung unterzeichnet hatten, spater erneut inhaftiert (USDOS 13.3.2019).

Nicht-staatliche bewaffnete Gruppierungen (regierungsfreundlich und regierungsfeindlich)

Die Rekrutierung zu regierungsfreundlichen Milizen geschieht im Allgemeinen auf freiwilliger Basis. Personen schlie8en



sich haufig auch aus finanziellen Grinden den National Defense Forces (NDF) oder anderen regierungstreuen
Gruppierungen an (FIS 14.12.2018; vgl. DRC/DIS 8.2017). Der soziale Druck sich diesen Gruppierungen anzuschlieBen
ist jedoch stark. In vielen Fallen sind bewaffnete regierungstreue Gruppen lokal organisiert, wobei Werte der
Gemeinschaft wie Ehre und Verteidigung der Gemeinschaft eine zentrale Bedeutung haben. Dieser soziale Druck
basiert haufig auf der Zugehorigkeit zu einer bestimmten Religionsgemeinschaft. Ein weiterer Hauptgrund fir das
Eintreten in diese Gruppierungen ist, dass damit der Wehrdienst in der Armee umgangen werden kann. Die Mitglieder
kénnen so in ihren oder in der Nahe ihrer lokalen Gemeinden ihren Einsatz verrichten und nicht in Gebieten mit
direkten Kampfhandlungen. Die syrische Armee hat jedoch begonnen, diese Milizen in die Strukturen der syrischen
Armee zu integrieren, wodurch es méglicherweise nicht mehr moglich ist, durch den Dienst in einer lokalen Miliz die
Rekrutierung durch die Armee oder den Einsatz an einer weit entfernten Front zu vermeiden. Regierungstreue Milizen
haben sich auRerdem an Zwangsrekrutierungen von gesuchten Wehrdienstverweigerern beteiligt (FIS 14.12.2018).

Was die oppositionellen Milizen in Syrien betrifft, so ist die Grenze zur Zwangsrekrutierung ebenfalls nicht klar. Die
Frage ist, ob man sich dem Druck durch die Milizen und die Gesellschaft entziehen kann. Zwangsrekrutierung per se
durch Milizen in Syrien ist nicht dokumentiert, aber Nétigung und sozialer Druck, sich den Milizen anzuschlie3en, sind
in von oppositionellen Gruppen gehaltenen Gebieten ein Problem. So herrscht z.B. in Idlib, wo es zahlreiche
Gruppierungen gibt, groRer Druck sich einer bewaffneten Gruppierung anzuschlieBen, wobei auch die Bezahlung eine
Motivation darstellen kann (BFA 8.2017).

Rackkehr
Im Juli 2018 zahlte die syrische Bevdlkerung geschatzte 19,5 Millionen Menschen (CIA 3.4.2019).

Die Zahl der Binnenvertriebenen belief sich im September 2018 auf insgesamt 6,2 Millionen Menschen (UNHCR
30.9.2018). 2018 sind insgesamt etwa 1,2 bis 1,4 Millionen IDPs in Syrien zurtickgekehrt (UNHCR 18.3.2019).

Mit Marz 2019 waren 5.681.093 Personen in den Nachbarldndern Syriens und Nordafrika als syrische Flichtlinge
registriert (UNHCR 11.3.2019). 2018 sind laut UNHCR insgesamt etwa 56.000 Fltchtlinge nach Syrien zurlck gekehrt
(UNHCR 18.3.2019).

Weder IDPs noch Fltchtlinge sind notwendigerweise in ihre Heimatgebiete zurtickgekehrt (UNHCR 18.3.2019).

Wenn eine Person in ihre Heimat zurlckkehren mdchte, kénnen viele unterschiedliche Faktoren die
Ruckkehrmoglichkeiten beeinflussen. Ethno-religidse, wirtschaftliche und politische Aspekte spielen ebenso eine Rolle,
wie Fragen des Wiederaufbaus und die Haltung der Regierung gegenlber Gemeinden, die der Opposition zugeneigt
sind (FIS 14.12.2018). Uber die Zustinde, in welche die Fluchtlinge zurtickkehren und die Mechanismen des
Ruckkehrprozesses ist wenig bekannt. Da Prasident Assad die Kontrolle Uber groRe Gebiete wiedererlangt, sind immer
weniger Informationen verfligbar und es herrschen weiterhin Zugangsbeschrankungen und Beschrénkungen bei der
Datenerhebung fiir UNHCR (EIP 6.2019). Die Behandlung von Einreisenden ist stark vom Einzelfall abhéngig, und Gber
den genauen Kenntnisstand der syrischen Behérden gibt es keine gesicherten Kenntnisse (OB 7.2019).

Das Fehlen von vorhersehbarer und nachhaltiger physischer Sicherheit in Syrien ist der Hauptfaktor, der die
Ruckkehrvorhaben von Flichtlingen negativ beeinflusst. Weiters werden das Fehlen einer addquaten Unterkunft oder
Wohnung oder fehlende Mdoglichkeiten den Lebensunterhalt zu sichern als wesentliche Hindernisse fur die Rickkehr
genannt. Als wichtiger Grund fir eine Rickkehr wird der Wunsch nach Familienzusammenfihrung genannt (UNHCR
7.2018). Ruckkehriberlegungen von syrischen Mannern werden auch von ihrem Wehrdienststatus beeinflusst
(DIS/DRC 2.2019).

Bereits im Jahr 2017 haben die libanesischen Behorden trotz des Konfliktes und begriindeter Furcht vor Verfolgung
vermehrt die Ruckkehr syrischer Fluchtlinge gefordert. Eine kleine Anzahl von Flichtlingen ist im Rahmen lokaler
Abkommen nach Syrien zurtickgekehrt. Diese Ruckkehrbewegungen werden nicht von UNHCR Uberwacht. Einige
Fluchtlinge kehren aufgrund der harschen Politik der Regierung ihnen gegentber und sich verschlechternden
Bedingungen im Libanon nach Syrien zurtick, und nicht weil sie der Meinung sind, dass Syrien sicher sei. Gemeinden
im Libanon haben Tausende von Flichtlingen in Massenausweisungen/Massenvertreibungen ohne Rechtsgrundlage
oder ordnungsgemaRes Verfahren vertrieben. Zehntausende sind weiterhin der Gefahr einer Vertreibung ausgesetzt
(HRW 17.1.2019). Viele syrische Flichtlinge kehren aufgrund der schlechten Bedingungen im Libanon und Jordanien



nach Syrien zurtick, und weil sie aulBerhalb Syriens keine Zukunft fur sich sehen (IT 19.8.2018). UNHCR hat nur
vereinzelt und flr kurze Zeit Zugang zu Personen, die aus dem Libanon nach Syrien zurtickkehren, und kann auch
keine ungestorten Interviews mit ihnen fihren (AA 13.11.2018).

Fluchtlinge, die aus dem Libanon nach Syrien zurtickkehren mdchten, muissen dies bei den lokalen
Sicherheitsbehérden melden und diese leiten den Antrag an die syrischen Behérden weiter (IT 19.8.2018; vgl. Reuters
25.9.2018). Die syrischen Behdrden Uberprifen die Antragsteller. Antrage auf Ruckkehr kénnen von der Regierung
auch abgelehnt werden. Der Anteil der Personen, denen die Ruckkehr nicht gestattet wird, wird von den
verschiedenen Quellen mit 5% (SD 16.1.2019), 10% (Reuters 25.9.2018), bis hin zu 30% (ABC 6.10.2018) angegeben. In
vielen Fallen wird auch Binnenvertriebenen die Riuckkehr in ihre Heimatgebiete nicht erlaubt (USDOS 13.3.2019).

Grunde fur eine Ablehnung kénnen (wahrgenommene) politische Aktivitdten gegen die Regierung bzw. Verbindungen
zur Opposition oder die Nicht-Ableistung der Wehrpflicht sein (Reuters 25.9.2018; vgl. ABC 6.10.2018, SD 16.1.2019).
Personen, die von der syrischen Regierung gesucht werden, und darum die Genehmigung zur Rickkehr nicht erhalten,
sind aufgefordert ihren Status zu "regularisieren", bevor sie zurlckkehren kénnen (Reuters 25.9.2018; vgl. SD
16.1.2019). In Jordanien gibt es fir diese Regularisierung jedoch bisher keine Abldufe. Im Januar 2019 fanden erstmals
organisierte Ruckkehrbewegungen einer geringen Anzahl von syrischen Flichtlingen aus Jordanien am syrisch-
jordanischen Jaber-Nassib-Grenzibergang statt. Organisiert wurde die Ruckkehr von einem zivilen Komitee, ohne
Beteiligung der jordanischen Behérden und auch hier wurden die Namen der Antragsteller den syrischen Behdrden
zur Ruckkehrgenehmigung Ubermittelt (SD 16.1.2019).

Der Sicherheitssektor kontrolliert den Rickkehrprozess in Syrien. Die Sicherheitsdienste institutionalisieren ein System
der Selbstbeschuldigung und Informationsweitergabe (ber Dritte, um groRe Datenbanken mit Informationen utber
reale und wahrgenommene Bedrohungen aus der syrischen Bevdlkerung aufzubauen. Um intern oder aus dem
Ausland zurtickzukehren, missen Geflichtete umfangreiche Formulare ausfullen (EIP 6.2019).

Gesetz Nr. 18 von 2014 sieht eine Strafverfolgung fur illegale Ausreise in der Form von Bul3geldern oder Haftstrafen
vor. Entsprechend einem Rundschreiben wurde die Bestrafung flur illegale Ausreise jedoch aufgehoben und
Grenzbeamte sind angehalten Personen, die illegal ausgereist sind, "bei der Einreise gut zu behandeln". Einem
syrischen General zufolge missen Personen, die aus dem Ausland zurtickkehren mochten, in der entsprechenden
syrischen Auslandsvertretung "Verséhnung" beantragen und unter anderem angeben wie und warum sie das Land
verlassen haben und Angaben Uber Tatigkeiten in der Zeit des Auslandsaufenthaltes etc. machen. Diese Informationen
werden an das syrische AuBenministerium weitergeleitet, wo eine Sicherheitstberprifung durchgefuhrt wird. Syrer,
die Uber die Landgrenzen einreisen, mussen dem General zufolge dort ein "Versdhnungsformular" ausfullen (DIS
6.2019).

Syrer bendétigen in unterschiedlichen Lebensbereichen eine Sicherheitsfreigabe von den Behérden, so z.B. auch fir die
Er6ffnung eines Geschaftes, eine Eheschliefung und Organisation einer Hochzeitsfeier, um den Wohnsitz zu wechseln,
fir Wiederaufbautatigkeiten oder auch um eine Immobilie zu kaufen (FIS 14.12.2018; vgl. EIP 6.2019). Die
Sicherheitsfreigabe kann auch Informationen enthalten, z.B. wo eine Person seit dem Verlassen des konkreten
Gebietes aufhaltig war. Der Genehmigungsprozess kdnnte sich einfacher gestalten fur eine Person, die in Damaskus
aufhaltig war, wohingegen der Aufenthalt einer Person in Orten wie Deir ez-Zour zusitzliche Uberpriifungen nach sich
ziehen kann. Eine Person wird fur die Sicherheitserklarung nach Familienmitgliedern, die von der Regierung gesucht
werden, befragt, wobei nicht nur Mitglieder der Kern- sondern auch der GroRRfamilie eine Rolle spielen (FIS 14.12.2018).

FUr Personen aus bestimmten Gebieten Syriens erlaubt die Regierung die Wohnsitzanderung aktuell nicht. Wenn es
darum geht, wer in seinen Heimatort zurlickkehren kann, kénnen einem Experten zufolge ethnisch-konfessionelle
aber auch praktische Motive eine Rolle spielen. Genannt werden zum Beispiel Sayyida Zeinab - eine schiitisch
dominierte Gegend, in welcher der Sayyida Zeinab Schrein gelegen ist - oder die christliche Stadt Ma'lula in Damaskus-
Umland, in die Muslime nicht zurtickkehren kénnen (FIS 14.12.2018). Ehemalige Bewohner von Homs missen auch
vier Jahre nach der Wiedereroberung durch die Regierung noch immer eine Sicherheitsiberprifung bestehen, um in
ihre Wohngebiete zurtickkehren und ihre Hauser wieder aufbauen zu kénnen (TE 28.6.2018). Syrer, die nach Syrien
zurlickkehren, kénnen sich nicht an jedem Ort, der unter Regierungskontrolle steht, niederlassen. Die Begrindung
eines Wohnsitzes ist nur mit Bewilligung der Behdérden méglich (OB 21.8.2019). Das syrische Innenministerium
kiindigte Anfang 2019 an, keine Sicherheitserklarung mehr als Voraussetzung fir die Registrierung eines Mietvertrages



bei Gemeinden zu verlangen (SL) 29.1.2019; vgl. OB 10.5.2019), sondern Mieten werden dort registriert und die Daten
an die Sicherheitsbehérden weitergeleitet (OB 10.5.2019), sodass die Sicherheitsbehérden nur im Nachhinein
Einspruch erheben kénnen. Abgesehen von Damaskus wurde dies bisher nicht umgesetzt (OB 21.8.2019). AuRerhalb
von Damaskus muss die Genehmigung nach wie vor eingeholt werden. Auch hinsichtlich Damaskus wurde berichtet,
dass Syrer aus anderen Gebieten nicht erlaubt wurde, sich in Damaskus niederzulassen (6B 7.2019).

Eine Reihe von Vierteln in Damaskus bleiben teilweise oder vollstdndig geschlossen, selbst flr Zivilisten, die die
Wohnviertel nur kurz aufsuchen wollen, um nach ihren ehemaligen Hausern zu sehen (SD 19.11.2018).

[..]

Es ist wichtig, dass Ruckkehrer in ihren Herkunftsort zurtickkehren, weil sie dann auf ein soziales Netzwerk und/ oder
ihren Stamm zurickgreifen kdnnen. Jenen, die aus dem Ausland in ein Gebiet ziehen, aus dem sie nicht stammen, fehlt
ein solches Sicherheitsnetz (MOFANL 7.2019).

Es ist schwierig Informationen Uber die Lage von Ruckkehrern in Syrien zu erhalten. Regierungsfreundliche Medien
berichten Uber die Freude der Rickkehrer, oppositionelle Medien berichten Uber Inhaftierungen und willkurliche
Tétungen von Ruckkehrern. Zudem wollen viele Fliichtlinge aus Angst vor Repressionen der Regierung nicht mehr mit
Journalisten (TN 10.12.2018) oder sogar mit Verwandten sprechen, nachdem sie nach Syrien zurlckgekehrt sind (Syria
Direct 16.1.2019; vgl. TN 10.12.2018). Zur Situation von rickkehrenden Flichtlingen aus Europa gibt es wohl auch
aufgrund deren geringen Zahl keine Angaben (OB 7.2019).

Die syrische Regierung fuhrt Listen mit Namen von Personen, die als in irgendeiner Form regierungsfeindlich
angesehen werden. Die Aufnahme in diese Listen kann aus sehr unterschiedlichen Grinden erfolgen und sogar
vollkommen willkirlich sein. Zum Beispiel kann die Behandlung einer Person an einer Kontrollstelle wie einem
Checkpoint von unterschiedlichen Faktoren abhangen, darunter die Willkir des Checkpoint-Personals oder praktische
Probleme, wie die Namensgleichheit mit einer von der Regierung gesuchten Person. Personen, die als
regierungsfeindlich angesehen werden, kénnen unterschiedliche Konsequenzen von Regierungsseite, wie Festnahme
und im Zuge dessen auch Folter, riskieren. Zu als oppositionell oder regierungsfeindlich angesehenen Personen
gehoren einigen Quellen zufolge unter anderem medizinisches Personal, insbesondere wenn die Person diese
Tatigkeit in einem von der Regierung belagerten oppositionellen Gebiet ausgeflhrt hat, Aktivisten und Journalisten, die
sich mit ihrer Arbeit gegen die Regierung engagieren und diese offen kritisieren, oder Informationen oder Fotos von
Geschehnissen in Syrien wie Angriffe der Regierung verbreitet haben sowie allgemein Personen, die offene Kritik an
der Regierung Uben. Einer Quelle zufolge kann es sein, dass die Regierung eine Person, deren Vergehen als nicht so
schwerwiegend gesehen wird, nicht sofort, sondern erst nach einer gewissen Zeit festnimmt (FIS 14.12.2018).

Ein weiterer Faktor, der die Behandlung an einem Checkpoint beeinflussen kann, ist das Herkunftsgebiet oder der
Wohnort einer Person. In einem Ort, der von der Opposition kontrolliert wird oder wurde, zu wohnen oder von dort zu
stammen kann den Verdacht des Kontrollpersonals wecken (FIS 14.12.2018).

Es wird regelmaRig von Verhaftungen von und Anklagen gegen Ruckkehrer gemald der Anti-Terror-Gesetzgebung
berichtet, wenn diesen Regimegegnerschaft unterstellt wird. Diese Berichte erscheinen laut deutschem Auswartigem
Amt glaubwurdig, kdnnen im Einzelfall aber nicht verifiziert werden (AA 13.11.2018).

Es muss davon ausgegangen werden, dass syrische Sicherheitsdienste in der Lage sind, exilpolitische Tatigkeiten
auszuspahen und darliber zu berichten (AA 13.11.2018; vgl. OB 7.2019). Es gibt Berichte, dass syrische
Sicherheitsdienste mit Drohungen gegenlber noch in Syrien lebenden Familienmitgliedern Druck auf in Deutschland
lebende Verwandte austiben (AA 13.11.2018). Die syrische Regierung hat Interesse an politischen Aktivitaten von
Syrern im Ausland. Eine Gefahrdung eines Ruckkehrers im Falle von exilpolitischer Aktivitat hdngt jedoch von den
Aktivitaten selbst, dem Profil der Person und von zahlreichen anderen Faktoren, wie dem familidaren Hintergrund und
den Ressourcen ab, die der Regierung zur Verfligung stehen (BFA 8.2017). Der Sicherheitssektor niitzt den Ruckkehr-
und Verséhnungsprozess, um, wie in der Vergangenheit, lokale Informanten zur Informationsgewinnung und Kontrolle
der Bevolkerung zu institutionalisieren. Die Regierung weitet ihre Informationssammlung Uber alle Personen, die nach
Syrien zurtickkehren oder die dort verblieben sind, aus. Historisch wurden Informationen dieser Art benutzt, um
Personen, die aus jedwedem Grund als Bedrohung fur die Regierung gesehen werden, zu erpressen oder zu verhaften
(EIP 6.2019).



Es gibt Berichte Uber Menschenrechtsverletzungen gegenlber Personen, die nach Syrien zurickgekehrt waren (IT
17.3.2018). Hunderte syrische Fluchtlinge wurden nach ihrer Riickkehr verhaftet und verhort - inklusive Geflichteten,
die aus dem Ausland nach Syrien zurlickkehrten, IDPs aus Gebieten, die von der Opposition kontrolliert wurden, und
Personen, die in durch die Regierung wiedereroberten Gebieten ein Verséhnungsabkommen mit der Regierung
geschlossen haben. Sie wurden gezwungen Aussagen uber Familienmitglieder zu machen und in manchen Fallen
wurden sie gefoltert (TWP 2.6.2019; vgl. EIP 6.2019).

Daten der Vereinten Nationen weisen darauf hin, dass 14% von mehr als 17.000 befragten IDP- und
Fluchtlingshaushalten, die im Jahr 2018 zurtickgekehrt sind, wahrend ihrer Riuckkehr angehalten oder verhaftet
wurden, 4% davon fur Gber 24 Stunden. In der Gruppe der (ins Ausland) Gefluchteten wurden 19% verhaftet. Diese

Zahlen beziehen sich spezifisch auf den Heimweg und nicht auf die Zeit nach der Rickkehr (EIP 6.2019).

Syrische Fluchtlinge bendtigen fir die Heimreise Ublicherweise die Zustimmung der Regierung und die Bereitschaft
vollstandige Angaben Uber ihr Verhaltnis zur Opposition zu machen. In vielen Fallen halt die Regierung die im Rahmen
der "Verséhnungsabkommen" vereinbarten Garantien nicht ein, und Rulckkehrer sind Beldstigungen oder
Erpressungen durch die Sicherheitsbehdrden oder auch Inhaftierung und Folter ausgesetzt, mit dem Ziel
Informationen Uber die Aktivitaten der Flichtlinge im Ausland zu erhalten (TWP 2.6.2019).

Laut UNHCR ist unter den in Syrien herrschenden Bedingungen eine freiwillige Ruckkehr in Sicherheit und Wurde
derzeit nicht méglich und UNHCR fordert oder unterstitzt die Ruckkehr von Flichtlingen nach Syrien weiterhin nicht
(UNHCR 18.3.2019).

Die nachstehend aufgefuhrten Risikoprofile sind nicht unbedingt abschlieend und kénnen sich tGberschneiden. Die
Reihenfolge der aufgefliihrten Profile impliziert keine Hierarchie. Die Profile basieren auf Informationen, die UNHCR
zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Dokuments vorlagen. Ein Antrag sollte daher nicht automatisch als unbegrindet
erachtet werden, weil er keinem hier aufgefuhrten Profil entspricht.

- Wehrdienstentzieher und Deserteure der Streitkrafte

In Syrien ist Wehrdienstentziehung eine Straftat. Unabhangige Beobachter weisen darauf hin, dass
Wehrdienstentziehung von der Regierung wahrscheinlich als politische, regierungsfeindliche Handlung angesehen
wird, was zur Folge haben kann, dass der Person, die sich dem Wehrdienst entziehen wollte, eine Strafe droht, die Uber
die regularen Sanktionen fir die Straftat der Wehrdienstentziehung hinausgeht, insbesondere durch strengere
Behandlung wahrend der Festnahme, beim Verhdr und in Haft sowie - nach Einziehung - im Militardienst. In der Praxis
droht Wehrdienstentziehern Berichten zufolge statt einer strafrechtlichen Sanktion (Haftstrafe) nach dem
Militarstrafgesetzbuch der Einsatz an vorderster Front innerhalb von Tagen oder Wochen nach der Festnahme -
oftmals nach nur minimaler militarischer Ausbildung.

Aufgrund der zahlreichen Wehrdienstentzieher, Deserteure und Todesfdlle bemudhen sich Armee und
Sicherheitsdienste laut den Berichten verstarkt darum, syrische Manner einzuziehen und Reservisten zu mobilisieren.
AuBerdem wurde gemeldet, dass verstarkte Anstrengungen unternommen wurden, um Wehrdienstentzieher zu
identifizieren und festzunehmen, einschlieRlich an mobilen und festen Kontrollstellen, bei Razzien,
Hausdurchsuchungen und Durchsuchungen offentlicher Transportmittel. In Gebieten, die die Streitkrafte der
Regierung von bewaffneten oppositionellen Gruppen zurlickerobert haben, wurden Manner im Wehrpflicht- oder
Reservedienstalter Berichten zufolge in groRer Zahl festgenommen, um in die Armee eingezogen zu werden. In der
Haft drohen Wehrdienstentziehern Folter und andere Formen der Misshandlung - diese Praxis ist laut Berichten in
ganz Syrien verbreitet.

Abgesehen davon, dass Wehrdienstentziehung fur sich genommen bereits als politische Handlung angesehen wird,
kénnen weitere Merkmale des Profils eines Wehrdienstentziehers dazu beitragen, dass die betreffende Person als
nicht ausreichend regierungstreu und/oder als Unterstitzer der (politischen oder bewaffneten) Opposition angesehen
wird, was die Gefahr erhoht, dass der Wehrdienstentzieher Misshandlungen erfahrt, die Uber die Bestrafung
hinausgehen, die in den einschlagigen, fir Wehrdienstentziehung vorgesehenen strafrechtlichen Vorschriften
vorgesehen ist.

Meldungen zufolge werden die Regeln und Vorschriften fir den Militardienst, insbesondere in Bezug auf Aufschub-
und Ausnahmeverfahren, zunehmend willkirlich angewandt. Es wird berichtet, dass die Regierung zunehmend auch



bislang "geschutzte Bevdlkerungsgruppen" wie Studenten, Beamte und Gefangnisinsassen zum Pflichtwehrdienst
einberuft.

(UNHCR-Erwagungen zum Schutzbedarf von Personen, die aus der Arabischen Republik Syrien fliehen, 5. aktualisierte
Fassung, November 2017)

2. Beweiswurdigung
Zu den Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat:

Die Landerfeststellungen stltzen sich auf das Landerinformationsblatt der BFA-Staatendokumentation vom 13.05.2019
und die UNHCR-Erwagungen zum Schutzbedarf von Personen, die aus der Arabischen Republik Syrien fliehen, vom
November 2017.

All diese Dokumente sind dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl amtsbekannt.

Die Identitat, die Staatsangehdrigkeit, die Volksgruppe und das Religionsbekenntnis wurden bereits von der belangten
Behorde festgestellt. Auch fur das Bundesverwaltungsgericht besteht nach derzeitigem Kenntnisstand kein Anlass, das
diesbeziiglich glaubwirdige Vorbringen des Beschwerdefiihrers in Zweifel zu ziehen, zumal eine Uberpriifung des vom
Beschwerdefiihrer vorgelegten Personalausweises ergab, dass dieser unbedenklich ist.

Die Feststellungen zu XXXX ergeben sich aus https://syria.liveuamap.com.

Das Datum der Antragstellung nach illegaler Einreise sowie der bisherige Verfahrensgang ergeben sich dartuber hinaus
aus dem Verwaltungsakt.

Die Feststellung, dass dem Beschwerdeflhrer mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit im Falle einer Ruckkehr nach
Syrien die Einziehung zum Dienst bei der syrischen Armee bzw. dabei die Pflicht zur Teilnahme an
menschenrechtswidrigen Handlungen oder fir seine Weigerung eine Bestrafung droht, deren Ausmal3 aufgrund der
derzeitigen Ausnahmesituation bis zur extralegalen Tétung reichen kann, stutzt sich malgeblich auf die
Landerfeststellungen. Wie sich aus diesen Berichten namlich ergibt, dass die syrische Armee durch Verluste, Desertion
und Uberlaufen zu Rebellen einen schweren Mangel an Soldaten zu verzeichnet hat, weshalb der Beschwerdeflhrer
im Fall einer Ruckkehr jedenfalls eine Rekrutierung befurchten muss. Dass er es ablehnt, an Kdmpfen beteiligt sein zu
wollen, ergibt sich aus seinen Angaben. Ferner kann es wahrend des Militdrdienstes zur zwangsweisen Mitwirkung an
schweren Menschenrechtsverletzungen und bei deren Verweigerung zu einer Verhaftung und Bestrafung von
asylrelevanter Intensitat kommen.

Die Ruckkehrbefurchtungen des Beschwerdefiihrers stellen sich daher - vor dem Hintergrund der dem
gegenstandlichen Verfahren zugrunde gelegten Landerfeststellungen - als plausibel dar.

3. Rechtliche Beurteilung:

GemalR § 24 Abs. 4 VwWGVG kann - soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist - das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mindliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten I3sst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 EMRK noch Art. 47 GRC entgegenstehen.

Zu Spruchpunkt A)

Gemé&R § 3 Abs. 1 AsylG hat die Behérde einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht bereits gemal? 88 4, 4a oder 5 zurlckzuweisen ist, den Status des
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art 1
Abschnitt A Z 2 Genfer Flichtlingskonvention droht.

Zentrales Element des Flichtlingsbegriffes ist die "begriindete Furcht vor Verfolgung". Die begriindete Furcht vor
Verfolgung liegt dann vor, wenn objektiver Weise eine Person in der individuellen Situation des Asylwerbers Grund hat,
eine Verfolgung zu flrchten. Verlangt wird eine "Verfolgungsgefahr", wobei unter Verfolgung ein Eingriff von
erheblicher Intensitat in die vom Staat zu schitzende Sphare des Einzelnen zu verstehen ist, welcher geeignet ist, die
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Ruckkehr in das Land des vorigen
Aufenthaltes zu begrinden. Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Fliichtlingskonvention
genannten Grinden haben und muss ihrerseits Ursache daflr sein, dass sich die betreffende Person auRerhalb ihres


https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24
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Heimatlandes bzw. des Landes ihres vorigen Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw.
dem Staat des letzten gewdhnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein. Zurechenbarkeit bedeutet nicht nur ein
Verursachen, sondern bezeichnet eine Verantwortlichkeit in Bezug auf die bestehende Verfolgungsgefahr. Die
Verfolgungsgefahr muss aktuell sein, was bedeutet, dass sie zum Zeitpunkt der Bescheiderlassung vorliegen muss.
Bereits gesetzte vergangene Verfolgungshandlungen stellen im Beweisverfahren ein wesentliches Indiz fir eine
bestehende Verfolgungsgefahr dar, wobei hierfir dem Wesen nach einer Prognose zu erstellen ist. Besteht fur den
Asylwerber die Mdglichkeit, in einem Gebiet seines Heimatstaates, in dem er keine Verfolgung zu beflrchten hat,
Aufenthalt zu nehmen, so liegt eine so genannte inldndische Fluchtalternative vor, welche die Asylgewahrung
ausschlief3t (vgl. VWGH vom 24.03.1999, ZI. 98/01/0352).

Es haben sich im vorliegenden Fall ausreichende Anhaltspunkte daflir ergeben, dass dem Beschwerdeflhrer im
Herkunftsstaat bei seiner Rickkehr nach XXXX , das mangels Alternativen nur Gber vom Regime kontrollierte Gebiete
moglich ist, eine asylrelevante Verfolgung droht. Diese Verfolgung geht von der syrischen Regierung aus und droht
dem Beschwerdeflihrer wegen seiner Flucht vor erstmaliger Rekrutierung, weshalb ihm Festnahme und
Misshandlungen wegen einer ihm diesfalls unterstellten oppositionell-politischen Gesinnung drohen.

GemaR § 3 Abs. 5 AsylG 2005 ist die Entscheidung, mit der einem Fremden von Amts wegen oder aufgrund eines
Antrages auf internationalen Schutz der Status des Asylberechtigten zuerkannt wird, mit der Feststellung zu verbinden,
dass diesem Fremden damit kraft Gesetzes die Flichtlingseigenschaft zukommt.

Da auch keiner der in Art. 1 Abschnitt C oder F der GFK genannten Endigungs- oder Aus-schlussgrinde vorliegt, war
dem Beschwerdefiihrer gemald § 3 Abs. 1 AsylG der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen.

Der Vollstandigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass der gegenstandliche Antrag auf internationalen Schutz nach
dem 15.11.2015 gestellt wurde, wodurch insbesondere die 88 2 Abs. 1 Z 15 und 3 Abs. 4 AsylG 2005 idF des
Bundesgesetzes BGBI. | 24/2016 ("Asyl auf Zeit") gemal § 75 Abs. 24 leg. cit. im konkreten Fall Anwendung finden.

Zu Spruchpunkt B)

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Nach Art 133 Abs. 4 erster Satz B-VG idFBGBI | Nr. 51/2012 ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die
Revision zuldssig, wenn sie von der Ldsung einer Rechtsfrage abhangt der grundsatzliche Bedeutung zukommt,
insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht eine solche
Rechtsprechung fehlit oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
nicht einheitlich beantwortet wird.

Im vorliegenden Fall erweist sich die ordentliche Revision gemaf3 Art 133 Abs. 4 B-VG insofern als nicht zuldssig, als der
gegenstandliche Fall keine Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung aufwirft. Wie der rechtlichen Beurteilung
unzweifelhaft zu entnehmen ist, weicht die gegenstandliche Entscheidung weder von der bisherigen Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es zu irgendeinem Sachverhaltsaspekt des gegenstandliches Falles an
einer Rechtsprechung und kann auch nicht davon gesprochen werden, dass die Rechtsprechung in Bezug auf den
gegenstandlichen Fall als uneinheitlich zu beurteilen ware. Es liegen auch keine sonstigen Hinweise auf eine
grundsatzliche Bedeutung der im gegenstandlichen Fall zu I6senden Rechtsfragen vor.
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